
Protokoll 
 
über die Sitzung des Bauausschusses in der Wahlperiode 2021/2026 am Montag, 
dem 25.04.2022, um 18:00 Uhr, im Rathaussaal des Rathauses in Edewecht. 
 
 
Teilnehmende: 
 
Vorsitzender 
Jürgen Kuhlmann    
 
Mitglieder des Ausschusses 
Dirk von Aschwege digital 
Jörg Brunßen digital 
Christian Eiskamp    
Wiebke Carls digital - Vertreterin für Herrn Detlef Reil 
Uwe Heiderich-Willmer Vertreter für Herrn Hergen Erhardt 
Knut Bekaan    
Lina Bischoff    
Theodor Vehndel    
Ralf Andre Krallmann Vertreter für Herrn Rolf Kaptein 
Thomas Apitzsch    
 
Von der Verwaltung 
Petra Knetemann Bürgermeisterin (BMin) 
Reiner Knorr Sachgebietsleiter Bauverwaltung (SGL) 
Rolf Torkel Fachbereichsleiter III - Gemeindeentwicklung und 

Wirtschaftsförderung (FBL) 
Angelika Lange Protokollführerin 
 
TAGESORDNUNG 
 
A. Öffentlicher Teil 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
3. Genehmigung des Protokolls über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung 

des Bauausschusses am 01.03.2022 
4. Mitteilungen der Bürgermeisterin 
5. Einwohnerschaftsfragestunde 
6. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) für die Auf-

stellung eines sachlichen Teilflächennutzungsplanes "Windenergie" gemäß § 5 
Abs. 2 b (BauGB) zur Ausweisung von "Sonstigen Sondergebieten zur Nutzung 
der Windenergie" bei gleichzeitigem Ausschluss der Nutzung der Windenergie 
außerhalb der dargestellten Sonstigen Sondergebiete gemäß § 35 Abs. 3 Satz 
3 BauGB für das Gebiet der Gemeinde Edewecht 
Vorlage: 2022/FB III/3779 

7. 22. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 198 "nörd-
lich Gartenstraße" in Jeddeloh II; 
Bericht über die Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung und Einholung der 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Vorlage: 2022/FB III/3780 
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8. Anfragen und Hinweise 
8.1. Sachstand Tempo-30-Zone Edewecht Ortsmitte 
8.2. Verlegung Bauausschuss 30.05.2022 
9. Einwohnerschaftsfragestunde 
10. Schließung der Sitzung 
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TOP 1: 
Eröffnung der Sitzung 
 
Ausschussvorsitzender (AV) Kuhlmann eröffnet um 18.00 Uhr die heutige Sitzung 
des Bauausschusses und begrüßt alle Anwesenden. Er weist darauf hin, die Sitzung 
werde gem. § 19 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates für die Wahlperiode 
2021/2026 mittels Aufnahmegerät aufgezeichnet, diese Aufnahme werde nach Ge-
nehmigung des Protokolls dieser Sitzung gelöscht. In der Einwohnerschaftsfrage-
stunde würden Fragenstellende auf Wunsch aufgerufen, diese sollten sich vor Fra-
gestellung mit Namen und Wohnort vorstellen. Diese Angaben würden ausdrücklich 
nicht protokolliert. 
 
TOP 2: 
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
 
AV Kuhlmann stellt fest, dass zur heutigen Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wur-
de, der Bauausschuss beschlussfähig ist und nach der vorliegenden Tagesordnung 
verfahren werden soll. Hiergegen erheben sich keine Einwendungen. 
 
TOP 3: 
Genehmigung des Protokolls über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung 
des Bauausschusses am 01.03.2022 
 
Das Protokoll wird einstimmig genehmigt. 
 
TOP 4: 
Mitteilungen der Bürgermeisterin 
 
Die Mitteilungen der Bürgermeisterin sind diesem Protokoll als Anlage1 beigefügt. 
 
TOP 5: 
Einwohnerschaftsfragestunde 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
TOP 6: 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) für die Auf-
stellung eines sachlichen Teilflächennutzungsplanes "Windenergie" gemäß § 5 
Abs. 2 b (BauGB) zur Ausweisung von "Sonstigen Sondergebieten zur Nutzung 
der Windenergie" bei gleichzeitigem Ausschluss der Nutzung der Windenergie 
außerhalb der dargestellten Sonstigen Sondergebiete gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB für das Gebiet der Gemeinde Edewecht 
Vorlage: 2022/FB III/3779 
 
BMin Knetemann weist zu Beginn dieses Tagesordnungspunktes ausdrücklich da-
rauf hin, im Zuge der veränderten Energiepolitik und der Verlagerung des Schwer-
punktes auf erneuerbare Energien seien neue Wege zu beschreiten und die ein-
schlägigen Vorschriften des Landes Niedersachsen zwingend umzusetzen. FBL Tor-
kel ergänzt, diese rechtlichen Vorgaben gelte es sauber abzuarbeiten, weshalb der 
folgende Vortrag der Verwaltung in fünf Bereiche gegliedert sei, die sodann jeweils 
nach Vortrag einzeln für Fragen freigegeben würden, sofern sich hiergegen kein Wi-
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derspruch rege. Eine grundsätzliche Aussprache könne sodann im Anschluss an den 
Verwaltungsvortrag eröffnet werden. Dieses Vorgehen findet einhellige Zustimmung. 
 
Anhand einer Präsentation (Anlage 2 zu diesem Protokoll) erläutert SGL Knorr so-
dann die einschlägigen Anforderungen und notwendigen Schritte. 
 
Zu Punkt A ist RH Apitzsch nicht klar, was genau unter der Erschließung der Wind-
kraftanlagen zu verstehen sei und befürchtet, diese könne möglicherweise auch 
durch Wälder oder ähnliche schützenswerte Areale geführt werden. AV Kuhlmann 
ergänzt, auch Moorgebiete könnten betroffen sein, worauf RH Krallmann auf die be-
sondere Schutzwürdigkeit der Moore hinweist. 
 
FBL Torkel erläutert, möglich sei so etwas nach Prüfung durch die Genehmigungs-
behörde im rechtlich zulässigen Rahmen durchaus und SGL Knorr führt aus, gerade 
zur Vermeidung solcher Eingriffe in schützenswerte Naturareale sei eine zügige und 
rechtssichere Planung der Gemeinde notwendig, da durch die Ausweisung ausrei-
chender Potenzialflächen abseits schützenswerter Areale solche unerwünschten 
Eingriffe in die Natur vermieden werden könnten. 
 
Zu Punkt B bittet RH Apitzsch um Mitteilung, ob es neben den dargestellten Vorstel-
lungen des Landes von dort auch Aussagen zum Schutz von Siedlungen, Natur-
schutzgebieten etc., wie sie bisher maßgeblich gewesen seien, gebe, oder ob solche 
bisher zu beachtenden Kriterien gänzlich entfielen. 
 
FBL Torkel führt aus, solche Kriterien gälten auch weiterhin. Allerdings würden diese 
durch Ziele der Energiewende und der Raumordnung relativiert. Sollte beispielsweise 
eine Kommune aufgrund von ihr selbst ermittelter Schutzabstände zu Siedlungen, 
Naturschutzgebieten etc. zu wenig Potenzialflächen in ihrer Planung anbieten, so 
führe das zu einer Rechtswidrigkeit mit der Folge, dass der Landkreis grundsätzlich 
im ganzen Gemeindegebiet Windkraftanlagen zu genehmigen hätte. Ein solcher 
„Wildwuchs“ erscheine jedoch keiner Seite erstrebenswert. Insofern müsse in der 
Gemeinde Edewecht ggf. Abstand von den bisherigen Maßstäben und Vorstellungen 
genommen werden, um ausreichend Potenzialflächen festlegen und somit ein Steue-
rungselement in der Hand haben zu können.  
 
RH Apitzsch bedauert die massiven Eingriffe in die Planungshoheit der Kommunen 
durch das Land und die Verhinderung der Einflussnahme der Bevölkerung vor Ort. Er 
werde dem Beschlussvorschlag aus Vernunftgründen dennoch zustimmen und bittet 
in diesem Zusammenhang, die Bürgerschaft Edewechts von Beginn an umfassend 
und klar über die Planungen und Entwicklungen zu informieren. 
 
Zu Punkt C antwortet SGL Knorr auf RH Heiderich-Willmers Frage, was genau unter 
dem substanziellen Raum zu verstehen ist, hierunter falle nicht nur der Bereich, der 
von einer einzelnen Anlage ausgefüllt werde, sondern Flächen, auf denen eine ge-
wisse Anzahl von Anlagen errichtet werden können und die in jedem Fall auch den 
Radius der Rotoren umfasse. Im Übrigen müssten diese Flächen in der Folge nicht 
zwingend mit der größtmöglichen Anzahl von Anlagen gefüllt werden. 
 
RH Eiskamp regt an, Potenzialflächen bereits im ersten Schritt ausreichend für die 
ab 2030 angestrebten 2,1 % festzulegen und im Hinblick auf das ab 2030 erweiterte 
Erfordernis so zu planen, dass diese zunächst vom Rand her bebaut würden, um so 
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später nicht Abstände zu schützenswerten benachbarten Arealen verringern zu müs-
sen. Dies wird von FBL Torkel als im Rahmen der Planungshoheit der Gemeinde 
möglich angesehen und unterliege somit einer Entscheidung des Rates. Zu beden-
ken sei dabei allerding, aufgrund des hohen Zersiedelungsgrades der Gemeinde 
Edewecht sei es voraussichtlich bereits schwierig, die zunächst erforderlichen 1,4 % 
zu erreichen. BMin Knetemann fügt an, die ab 2030 genannten 2,1 % stellten aktuell 
lediglich eine Sollvorschrift dar. Insofern könne der Bedarf an Potenzialflächen über 
2030 hinaus derzeit nicht sicher vorausgesehen werden. 
 
RH Bekaan spricht sich dafür aus, mit den umliegenden Kommunen möglichst ein-
heitliche Kriterien für harte und weiche Tabuzonen zu erarbeiten, um Missgunst und 
Ärger in der Bevölkerung bei unterschiedlichen Handhabungen insbesondere in 
Randbereichen von Kommunen möglichst zu vermeiden. 
 
Auf RH Apitzschs Nachfragen teilt SGL Knorr mit, die bereits bestehende Fläche für 
Windkraftanlagen in Westerscheps sei ca. 29 ha groß und werde in den neu festzu-
legenden substanziellen Raum eingerechnet. Die Planungsgrundlagen aus der rd. 
zehn Jahre alten Windkraftpotenzialstudie des Landkreises Ammerland könnten auf-
grund der seither stattgefundenen Entwicklung der Gemeinde Edewecht und der 
veränderten Rechtslage nicht mehr für die nun erforderlichen Planungen herangezo-
gen werden.   
 
Zu den Punkten D und E erläutert SGL Knorr auf Nachfragen RH Bekaans, solange 
keine Anträge auf Errichtung von Windkraftanlagen in der Gemeinde Edewecht ge-
stellt würden, bestehe kein besonderer Planungsdruck. Werde ein solcher Antrag 
jedoch gestellt, könne die Gemeinde den Antrag grds. maximal ein Jahr zurückstel-
len, wobei unter bestimmten Voraussetzungen auch eine Verlängerung der Zurück-
stellung um ein weiteres Jahr möglich sei. Dies sei jedoch nur möglich, wenn der 
Planungsprozess bereits angestoßen sei. Werde der heute vorgeschlagenen Be-
schlussfassung gefolgt, sei dies sodann der Fall. 
 
RH Brunßen verdeutlicht, die rechtlichen Vorgaben von Bund und Land ließen den 
Kommunen nicht mehr die Wahl, ob sie entsprechende Potenzialflächen planten, 
sondern nur noch, wie diese festgelegt würden. Insofern gelte es nun, die Planungen 
anzugehen und nach vernünftigen Lösungen zu suchen. Seine Gruppe CDU/Bündnis 
90/Die Grünen gebe im Übrigen bereits jetzt deutlich die Wichtigkeit zu bedenken, 
die wirtschaftlichen Vorteile der in Edewecht sodann errichteten Windkraftanlagen in 
Form von Gewerbesteuer oder Bürgerbeteiligungen soweit irgend möglich in der 
Gemeinde Edewecht zu halten. 
 
Auf RV Vehndels Nachfragen berichtet FBL Torkel, der Landkreis sei verpflichtet, 
seinerseits Vorrangflächen im Kreisgebiet im Rahmen der Regionalen Raumordnung 
zu prüfen. Diese Prüfung könne sodann Kommunen, die noch keine eigenen Pla-
nungen verfolgten, als Grundlage dienen. Erarbeite eine Kommune, wie vorbehaltlich 
der noch ausstehenden Beschlussfassung die Gemeinde Edewecht, eigene Planun-
gen, flössen diese in die Planungen des Landkreises ein. Zeige der Landkreis im 
Rahmen seiner Prüfungen andere oder weitere mögliche Edewechter Flächen auf als 
die Gemeinde Edewecht, könnten diese unter Bezug auf die für Edewecht erarbeite-
ten harten und weichen Kriterien einer Überprüfung unterzogen werden. Derzeit ge-
be es allerdings seitens des Landkreises noch keine Darstellung möglicher Vorrang-
flächen. 
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Die RHen Apitzsch und Heiderich-Willmer bitten an dieser Stelle eindrücklich um 
transparente und umfassende Information der Edewechter Bürgerschaft über Pla-
nungserfordernisse und -schritte. Bisherige Erfahrungen ließen leider befürchten, 
dass diese Thematik wiederum ein hohes Aggressionspotenzial in sich berge und 
sowohl Politik als auch Verwaltung verantwortlich gemacht würden für Planungen, 
die gesetzlich verpflichtend vorgeschrieben seien. RH Apitzsch bittet um Auskunft, 
wie die Bürgerbeteiligung geplant sei und ob ggf. Foren wie bspw. ein „runder Tisch“ 
geplant seien. RH Heiderich-Willmer entsinnt sich einer guten Zusammenarbeit am 
„runden Tisch“ bei den letzten Planungen zu diesem Thema mit eindrücklichen und 
fundierten Fachvorträgen verschiedener Institutionen und Fachleute. Leider sei der 
Effekt nicht wirklich nachhaltig gewesen, weswegen er einen „runden Tisch“ nicht für 
das geeignetste Mittel zur Kommunikation mit der betroffenen Bürgerschaft halte. 
Dieser Ansicht schließt sich auch RH Bekaan an und schlägt vor, die Kommunikation 
verstärkt über die neuen Medien zu führen. Zeige sich im weiteren Verfahren, dass 
dies nicht zielführend oder ausreichend sei, könne über weitere Kommunikationswe-
ge jederzeit nachgedacht werden. 
 
BMin Knetemann weist darauf hin, derzeit lägen noch keine kommunikationswürdi-
gen Informationen vor. Sobald dies der Fall sei, würden diese selbstverständlich mit 
allen Interessierten geteilt. 
 
Schließlich unterbreitet der Ausschuss dem VA folgenden 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Edewecht stellt gemäß § 5 Abs. 2b des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der zurzeit geltenden Fassung zur Ausweisung von „Sonstigen Sondergebieten zur 
Nutzung der Windenergie“ bei gleichzeitigem Ausschluss der Nutzung der Wind-
energie außerhalb der dargestellten Sonstigen Sondergebiete gemäß § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB für das Gebiet der Gemeinde Edewecht einen sachlichen Teilflächen-
nutzungsplan „Windenergie“ auf. Die Verwaltung wird beauftragt, den Aufstellungs-
beschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 
 
- einstimmig - 
 
TOP 7: 
22. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr. 198 "nörd-
lich Gartenstraße" in Jeddeloh II; 
Bericht über die Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung und Einholung der 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Vorlage: 2022/FB III/3780 
 
SGL Knorr gibt anhand einer Präsentation (Anlage 3 zu diesem Protokoll) einen kur-
zen Überblick über die eingegangenen Stellungnahmen und FBL Torkel weist an-
schließend darauf hin, es stehe nun fest, dass während der Bauphase der Verkehr 
bzgl. des Bodenaustausches ausschließlich über eine westlich gelegene landwirt-
schaftliche Fläche mit Abstand zum neuen und bestehenden Baugebiet zur B 401 
geführt werde und somit die Siedlungsstraßen hierdurch nicht berührt würden.  
 
Auf RH Apitzschs Bitte wird zugesagt, die Stellungnahmen dem Protokoll zu dieser 
Sitzung dem Protokoll beizufügen (Anlagen 4 und 5 zu diesem Protokoll). 
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Sodann wird der Bericht ohne weitere Aussprache 
 
- zur Kenntnis genommen - 
 
TOP 8: 
Anfragen und Hinweise 
 
TOP 8.1: 
Sachstand Tempo-30-Zone Edewecht Ortsmitte 
 
RH Heiderich-Willmer bittet um Bekanntgabe des Sachstandes zur Einrichtung einer 
Tempo-30-Zone in der Ortsmitte Edewechts. 
 
FBL Torkel teilt mit, die Verwaltung frage regelmäßig beim Land Niedersachsen nach 
dem Fortgang des Projektes. Leider seien bisher keine Auskünfte geflossen.  
 
(Anmerkung der Verwaltung: 
Vom Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisie-
rung wurde am 29.04.2022 folgender Sachstand mitgeteilt:  
„Nach Abstimmung des Zwischenberichts zwischen Auftraggeber (MW) und Auftrag-
nehmer wird dieser aktuell vom Gutachter final überarbeitet. Nach Vorlage des fina-
len Zwischenberichts soll dieser dem Runden Tisch sowie den sechs teilnehmenden 
Kommunen zur Verfügung gestellt werden und eine Sitzung des Runden Tisches 
einberufen werden. Die nächste Phase des Modellprojekts (Erprobungsphase) soll 
nach Vorlage des Zwischenberichts in Kürze erfolgen.“) 
 
TOP 8.2: 
Verlegung Bauausschuss 30.05.2022 
 
RH Apitzsch würde eine Verlegung des nächsten Bauausschusses, der für den 
30.05.2022 terminiert sei, begrüßen, obgleich ihm klar sei, dass dieser Wunsch keine 
Mehrheit finden werde. Aufgrund der Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsge-
richt in Leipzig über den Bau der A 20 um 8.00 Uhr am 31.05.2022, zu der er zu rei-
sen gedenke, könne er sonst nicht an der Bauausschusssitzung teilnehmen.  
Da die geplante A 20 seines Erachtens sämtlichen Bemühungen zum Klimaschutz 
zuwiderlaufe, würde es ihn freuen, wenn auch andere Ratsmitglieder an der Ver-
handlung teilnähmen und aus diesem Grunde der Bauausschuss verlegt werde. 
 
AV Kuhlmann weist darauf hin, die Sitzung des Bauausschusses sei für den Fort-
gang unterschiedlicher Projekte bewusst terminiert, weshalb bei Terminkollisionen 
jedes Ratsmitglied seine Prioritäten einer Interessenabwägung unterziehen müsse. 
 
TOP 9: 
Einwohnerschaftsfragestunde 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
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TOP 10: 
Schließung der Sitzung 
 
AV Kuhlmann schließt die heutige Sitzung um 19.25 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jürgen Kuhlmann   Petra Knetemann  Angelika Lange 
Ausschussvorsitzender  Bürgermeisterin  Protokollführerin 
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